
Eingliederungshilfe 

Teilhabe statt Bürokratie:
Eingliederungshilfe verbindlich,

wirksam und finanzierbar gestalten

Die Eingliederungshilfe trägt in Rheinland-Pfalz wesentlich zur sozialen Teilhabe von
Menschen mit Behinderung bei – von früher Bildung bis Wohnen und Arbeit.
Gleichzeitig steigen Kosten und Verwaltungsaufwand deutlich, während zentrale
Instrumente des Bundesteilhabegesetzes (v. a. Bedarfsermittlung und Gesamtplan)
vielerorts nicht konsequent angewandt werden. Verschärft wird die Situation durch
zunehmende Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen und psychischen
Erkrankungen in der Gesellschaft. Es ist Aufgabe der Politik und der Gesellschaft sich
dieser zunehmenden Diskriminierung in den Weg zu stellen und die politische
Entscheidungsfindung konsequent an der UN-Behindertenrechtskonvention
auszurichten.

Unsere zentralen Forderungen: 

Verstärkung von Aufklärungs- und Bildungsarbeit, um Vorurteile abzubauen und eine
inklusive Gesellschaft zu fördern, in der alle Menschen respektiert und gleichberechtigt
behandelt werden.

Sicherung der Würde und Rechte von Menschen mit Beeinträchtigung (und auch der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die die Teilhabeleistungen erbringen) gesichert und
eine offene, tolerante Gesellschaft gefördert wird.

Konsequente und zeitnahe Umsetzung des Landesrahmenvertrages, um die
Verwirklichung des Teilhabeanspruches von Anspruchsberechtigten so bürokratiearm
wie möglich zu gewährleisten. Damit kann auch die finanzielle Planungssicherheit und
Liquiditätssicherung der Leistungserbringer sichergestellt werden.

Zur Bekämpfung des sich verschärfenden Fachkräftemangels bedarf es des Ausbaus
der bürokratiearmen Fachkräfteeinwanderung und einer stetigen Weiterqualifikation von
Beschäftigen in den unterschiedlichen Arbeitsfeldern.

Die Ermöglichung von Teilhabe verlangt eine stetige Anpassung an die Bedarfe und
Bedürfnisse der Anspruchsberechtigten und damit der Leistungsangebote. Es ist
sicherzustellen, dass die Leistungserbringer darin unterstützt werden, die notwendigen
personellen und fachlichen Ressourcen bereit zu stellen. Dazu müssen die fachlichen
und qualitative Standards gesichert und stringent weiterentwickelt werden.

Dazu bedarf es der öffentlichen Aufklärung, um eine inklusive Gesellschaft zu fördern, in der die
Rechte von Menschen mit Behinderungen selbstverständlich geachtete werden.

Fehlende oder stockende Leistungsvereinbarungen, ein stark beanspruchtes Schiedswesen, Fach-
und Arbeitskräftemangel sowie unklare Schnittstellen zu angrenzenden Leistungsbereichen bremsen
wirksame Teilhabe. Das belastet Betroffene, Dienste und Kommunen gleichermaßen. Bundesweit
sind die Ausgaben 2018 – 2023 stark gestiegen; Entbürokratisierung und verlässliche Umsetzung
sind überfällig. 



Fazit

Zur Sicherung einer inklusiven und teilhabeorientierten Gesellschaft
bedarf es einer leistungsfähigen Eingliederungshilfe. In der kommenden
Legislatur ist weiterhin gemeinsam mit Leistungsberechtigten
Leistungsträgern und Leistungserbringern daran zu Arbeiten eine
leistungsfähige Eingliederungshilfeinfrastruktur in Rheinland-Pfalz auf die
Bedarfe und Bedürfnisse der Adressat*innen auszurichten.
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